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(Kr 6088 .) Verordnung über Kleie aus Getreide .
Vom 18. Oktober 1917.

Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Gesetzes
Ober die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaft¬
lichen Maßnahmen usw . vom 4. August 1914 (Reichs-
Gesetzbl . S . 827) folgende Verordnung erlassen :

§ 1 .
Der Reichskanzler erläßt die näheren Bestimmungenüber die Ablieferung und die Uebernahme der Kleie , die

gemäß 8 SS Abs. 2 und 3 der Reichsgetreidcorbnnng für
die Ernte 1917 vom 21 . Juni 1917 lNeichs -Gcsetzbl. S . S07)
von der Reichsgetrcidestelle . den Heeresverwaltungen
und der Marineverwaltung der vom Reichskanzler be¬
stimmten Stelle zur Verfügung zu stellen ist. Er setzt die
Preise fest, zu denen diese Stelle die Kleie übernehmen
und au die für die Verteilung der Kleie zuständigen
Stellen (Verteilungsstellen) abgeben , darf.

8 2.
Kommuualverbände dürfen die ihnen nach § SS Ab¬

satz 1 der Reichsgetreidevrdnung zustehende Kleie nur an
Verbraucher innerhalb ihres Bezirkes abgeben . Die Ver¬
braucher dürfen die Kleie nur zur Verfütterung in der
eigenen Wirtschaft verwenden.

Die Landesfuttermittelstellen oder , wo solche nicht
bestehen , die Landeszentralbehörden setzen die Preise fest,
zu denen die Kommunalverbäude die Kleie abgeben
dürfen.

Die Kommunalverbände können sich bei der Abgabe
6er Kleie der Vermittlung von Händlern bedienen und
tiefen die Einhaltung bestimmter Preise , die sich inner¬
halb der nach Abs. 2 festgesetzten Preise zu halten haben ,und sonstiger Bedingungen vorschreibcn .

§ 3.
Selbstversorger dürfen die ihnen nach 8 SS Abs. 1 de»

ReichSgetreideordnung Anstehende Kleie nur zur Ver-
sütterung in der eigenen Wirtschaft verwenden.

Wollen sie die Kleie veräußern , so haben sic sie der
vom Reichskanzler bestimmten Steife zur Verfügung zu
stellen .

Der Reichskanzler setzt den Nebernahmepreis fest
n«L erläßt die näheren Bestimmungen über die Ablie¬
ferung und die Uebernahme.

8 4.
Wer Kleie , die nicht auf Grund des 8 SV Abs. 1 der

Reichsgetreideorönung von dem Kvmmunalverband oder
dem Selbstversorger zurückverlangt ist, oder Kleie , die
nicht gemäß den Vorschriften dieser Verordnung in Ver¬
kehr gebracht ist , veräußern will, hat sic der vom Reichs¬
kanzler bestimmten Stelle zur Verfügung zu stellen . Der
Reichskanzler setzt den Uebernahmepreis fest und erläßt
die näheren Bestimmungen über die Ablieferung und die
Uebernahme.

Für die auS dem Ausland und aus dem besetzten
Gebiet eingeführte Kleie gilt 8 78 der Neichsgetrcidc-
orduung.

8 S.
Ueber Streitigkeiten, die sich aus der Uebernahme

der Kleie gemäß W 1 , 3, 8 4 Abs. 1 durch die vom Reichs¬
kanzler bestimmte Stelle ergeben , entscheidet inner Aus¬
schluß des Rechtswegs ein Schiedsgericht . Das Schieds¬
gericht ist an die vom Reichskanzler festgesetzten Preis¬
grenzen gebunden . Der Verpflichtete hat ohne Rücksichtauf die endgültige Festsetzung des Uebernahmepreises zuliefern , die vom Reichskanzler bestimmte Stelle vorläufigden von ihr für angemessen erachteten Preis zn zahlen .Das Schiedsgericht wird von der Landeszcntral-
behörde bestellt. Zuständig ist das Schiedsgericht des Be¬
zirkes. aus dem die Lieferung erfolgen soll .

8 6.
Erfolgt in den Fällen der 88 3, 4 Abs. 1 die Ueber-

lafsung der Kleie nicht freiwillig, so kann das Eigentum
auf Antrag /wr vom Reichskanzler bestimmten Stelle
durch Anordnung der zuständigen Behörde auf dieseStell« oder die von ihr in dem Antrag brzeichnete Person

übertragen werden. Die Anordnung ist au den Besitze«
zu richten . Das Eigentum geht über, sobald dir Auord-

Gnung dem Besitzer zugrht. Zuständig ist die Behörde deS
Bezirkes, aus dem die Lieferung erfolgen soll .

Die Vertcilungsstellen (8 1 Satz 2) dürfen die Kleie
nur an Verbraucher innerhalb ihres Bezirkes abgeben .Tie Verbraucher dürfen die Kleie nur zur Verfütterungin der eigenen Wirtschaft verwenden.

Die Landeszentralbehörden fetzen die Zuschläge fest,die von den Verteilungsstellen und. wenn sie sich bei der
Abgabe der Vermittlung der Kommunalverbände bedie¬
nen, von diesen berechnet werden dürfen.Die Vertcilungsstellen können sich bei der Abgabeder Kleie auch der Vermittlung von Händlern bedienen
und diesen die Einhaltung bestimmter Preise, die die
vom Reichskanzler festgesetzten Preise einschließlich der
Zuschläge ( ASs . 2) nicht überschreiten dürfen, und son¬
stiger Bedingungen vorschreibcn .

8 10.
Kleie darf, außer zur Verfütterung in der eigenen

Wirtschaft , nur mit Genehmigung der Neichsfrrttermitteb-
stelle oder durch die Landesfuttermittelstellen mit an¬
deren Stoffen vermischt werden.

8 12.
Mit Gefängnis bis zu einem Jahr « und mit Geld¬

strafe bis zu zehntausend Mar ! oder mit einer dieser
Strafen wird bestraft :

1 . wer den Vorschriften im 8 2 Abs. 1 Satz S, 8 9
Abs. 1 Satz 2 zuwiöcrhandelt.

2 . wer den ihm nach 8 3 Abs. 2, 8 , § 4 Abs. 1 anferleg-
ten Verpflichtungen nicht nachkommt,

S. wer Kleie ohne die nach 8 10 erforderliche Genctz»
migung mit anderen Stoffen vermischt,

4. wer den auf Grund des 8 11 Abs . 1 erlassene»
Ausführungsbestimmungen zuwiderhandelt.

Neben der Strafe kann auf Einziehung der Vorräte
erkannt werden, auf die sich die strafbare Handlung be¬
zieht , ohne Unterschied , ob sie dem Täter gehören oder
nicht. ,

8 14.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkün¬

dung in Kraft. Mit dein gleichen Zeitpunkt tritt die Be¬
kanntmachung über das Vermischen von Klei : mit an¬
deren Gegenständen vom 19. Dezember 1914 (ReichS-Ge-
sctzdl . S . SS4) außer Kraft.

Mit der Festsetzung der Preise nach 8 1 Satz 2 tritt
die Bekanntmachung über Höchstpreise für Kleie vom
5. Januar ISIS (Rcichs-Geietzbl. S . 12) außer Kraft.Der Reichskanzler bestimmt den Zeitpunkt d«s
Außerkrafttretens dieser Verordnung.

Berlin , den 18. Oktober 1917.
Der Stellvertreter des Reichskanzlers :

Dr . H e lffe r ich . /

Verordnung .
Vom 9. Januar 1918.

Kleis ans Getreide betreffend.
Zum Vollzug der Bundesratsverordnung vom 18.Oktober 1917 über Kleie aus Getreide (Reichs-Gesetzblatt

Seite 941) und der Ausführuugsbestimmuugeu des
Kriegsernährungsamts hierzu vom 1 . November 1917
(Reichs-Gesetzbl. Seite 1001) wird verordnet, was folgt :

8 1 -
Im Sinne der Bundesratsverordnung ist Landes-

zentralbehördc das Ministerium des Innern und zu¬
ständige Behörde das Bezirksamt.

8 2.
Vorsitzender des Schiedsgerichts nach 8 5 der Bnn -

desratöverordnung ist der Landeskommiffär. Das
Schiedsgericht besteht außer dem Landeskommiffär ans



vier Beisitzern , von denen zwei Landwirte find und je
einer dem sachverständigen Handel und dem Müllerei-
gcwerbe angehören . Die Beisitzer werden von dem Lan-
Lcskvmmissär ernannt : ihr Amt ist ein Ehrenamt . Die
Beisitzer sind vor ihrem Amtsantritt durch Handschlag '
an Eides Statt zu treuer uno gewissenhafter Führung
ihres Amtes von dem Landeskommissär zu verpflichten .
Sie haben Amtsverschwiegenheit zu bewahren.

Die Beisitzer erhalten bei Dienstverrichtungen außer¬
halb ihres Wohnortes Aufwandsentschädigungen unjd
Reisekosten nach den Sätzen, die den Beamten der ll.
Klasse im Sinne des 8 3 des Gesetzes vom 5. Oktober
1908 , betreffend die Kosten der Dienstreisen und Umzüge
- er Beamten (Gesetzes- n . Verordnungsblatt Seite 589),
- ustehcn .

Die Anrufung des Schiedsgerichts hat schriftlich oder .
zu Protokoll des LandeskonnniffärS oder des Bezirks¬
amts des Wohnsitzes zu erfolgen.

3 s .
Dies « Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkün¬

dung in Kraft.
Karlsruhe , den 9. Januar 1918.

Grotzh. Ministerium des Innern .
I . A. : Weingärtner . Pfisterer.

Höchstpreise für Kleie betreffend.
Auf Grund des Höchstpreisgesetzes vom 4. August 1914

in der Fassung vom 17. Dezember 1914, 21. Jan . 1918,
23 . März 1916 und 22. März 1917 sN.-G .--Bl . 1914 S . 339,
813 , 1918 S . 25, 1916 S . 183 und 1917 S . 2841 , sowie auf
Grund der Bundesratsoerordnnng vom 18. Oktober 1917
über Kleie aus Getreide (N .-G .-Bl . S . 941) und derAuS-
führungsbestimmungen des Kriegsernährungsamts hier¬
zu vom 1 . November 1917 sN.-G.-Bl . S . 10011 wird be¬
stimmt :

Die Höchstpreise für Kleie dürfen für 100 Kg ohne
Sack, einschließlich aller Unkosten und Vergütungen —
wie Verteilungs - und Lagerungskosten, Vermittlungs¬
gebühren usw. — nicht übersteigen :

1 . bei Lieferungen der Geschäftsstelle der Badischen
Futtervermittlung

»1 unmittelbar an die Verbraucher 18,20 ^
^ frei Berteilungsstation ,
>
' b) an felbstverteilende Kommunalverbände 18,00 .4s
? frei Verteilungsstation ,r . bei Lieferungen des felbstverteilende « Kommunal-
verbandeS

an den Verbraucher 16,70
ab Unterverteilungsstellc des KommunalverbandeS ober
seiner Beauftragten.

Diese Bekanntmachung tritt mit dem Tage ihrer Ver¬
kündung in Kraft.

Karlsruhe , den 9. Januar 1918.
- Grotzh. Ministerium -es Inner «.' I . A . : Weingärtner . Pfisterer

Die Gewährung von Znisgen an Empfänger einer
Invalide «-, Witwe«, oder Witwerrente betr.

Durch Verordnung deS Bundesrats vom 3. Januar
1918 sNeichs -Gesetzblatt Nr . 2, Seite 7/8 und durch die
zum Vollzug dieser Verordnung erlassenen Ausfüh-
rnngsbestimmungen des Reichsversicherungsamts vom
8. Januar 1918 sDeulscher Neichsanzeiger Nr . 5 vom
7. Januar 19181 wird bezüglich der Gewährung von Nen-
tenzulagen folgendes bestimmt :

1 . Den Empfängern einer Invaliden - , Witwen- oder
Wiiwerrente wirb , wenn sie sich im Jnlande auf-
halten, für die Zeit bis zum 31 . Dezember 1918
eine Zulage zu ihrer Rente gewährt: dieselbe be¬
trägt :

»> für Invaliden - und Krankenrentenempfängcr
monatlich 8 Mark,

d) für Witwen-, Witwer- und Witwenkranken-
rentenempfänger monatlich 4 Mark.

st. Diese Zulage wird frühestens vom 1 . Februar
1918 ab monatlich im voraus und nnr für volle
Kalendermonate des Rentenbezugs gezahlt und
zwar ohne Unterschied , ob der Rentenempfänger
die Rente im vollen Betrag oder nur zu einem
Bruchteil erhält.

8. Die Zulage fällt weg, wenn der Anspruch auf die
Rente zum vollen Betrag ruht oku-r wegfällt .

4. Die Zahltrng erfolgt gegen Quittung durch die¬
jenige Postanstalt, bei welcher der Rentenempfän¬
ger seine Rente erhebt .

8. Nicht abgehobene Zulagen werden nur bis zum
»0. Juni 1919 nachgezahlt .

6. Bei gleichzeitiger Auszahlung für mehrere zurück¬
liegende Monate ist für jeden Monat eine beson¬
dere Zulageguittung erforderlich .

7 . Die Unterschrift auf der Quittung muß von einer
zur Führung eines öffentlichen Siegels berechtig-
ten Person oder Stelle beglaubigt werden.

Zur Beglaubigung genügt die Beidrückung deS
Dienstsiegels .

8. Die Vordrucke für die Zulageguittungen gehen
den Gemeindebehörden , Qrtspolizeibehörden.
Polizeirevieren durch die Großh. Bezirksämter
zu und können von den bezugsberechtigten Ren¬
tenempfängern bei genannte» Stellen in Emp¬
fang genommen werden.

9. Die Landesversicheruugsanstalt Baden liefert die
Vordrucke für die Zulagegniiiungen unentgeltlich
für sämtliche in Baden wohnende bezugsberechtigte
Rentenempfänger ohne Unterschied , ob sie ihre
Rente von der Landesversicherungsanftalt Baden
oder von einer fremden Anstalt beziehen .

Bei Ausfüllung des Vordrucks bezw . bei Vor¬
nahme der Beglaubigung ist daher stets dar¬
auf zu achten, daß am Kopfe der Quittung
loben linksl die Nummer der Versicherungs¬
anstalt eingetragen wird, welche die Rente
festgestellt hat , und für deren Rechnung die
Zahlung der Rentenzulagc erfolgt. Diese
Nummer kann anS der Nentenguittung ober
dem Rentcnbescheid (oben links ) ohne weite¬
res ersehen werden .

10. Keine Zulage erhalten die Empfänger von At¬
ters - oder Waisenrenten.

tl . Gemeinden, Armenverbänden, VersickerungS -
trägern usw ., welchen gemäß 88 120, 1276 , 1277,
1531. 1536, 1541, 1544 R .-V .-O . Renten überwiesen
sind, wird die Zulage nicht gewährt.

Die Vordrucke gehen demnächst den Bürgermeister¬
ämtern zu . Die hier wohnhaften Rentenempfänger kön¬
nen die Vordrucke bet den Polizeistationen in Empfang
nehmen.

Durlach , den 22 Januar 1918
_ _ «Kroßherzogliches Bezirks amt ._

VrküMtNachWg .
Die anfallende Obst- und Traubenweinhefe (Drusen ,

Trub ) wird in diesem Jabre von dem Kriegsausschuß für
Ei satzfutter, Berlin , Burggrafenstr 11 , nach Möglichkeit ge¬
sammelt und zu einem wertvollen , eiweißreichen Futter ver¬
arbeitet Die f - ischrn Hefen sollen zur Gewinnung deS Al¬
kohols und des wertvoll - n Weinsteins , «n dem die Heeres¬
verwaltung zur Herstellung von Eririschungsmitteln für das
Heer und für technische Zwecke großen Bedarf hat , zunächst
bestimmten , von dem Kriegsausschuß verpflichteten Bren¬
nereien zugeführt werden und zwar folgenden :

Baden :
Henrik Anderssvn, Mannhnm ,
Werlheimer u . Co ., Emmendingen ,
Baumgartner - Dossenbach Säckingen a Rhein ,
Gebr A u. S Lay , Fieiburg ,
B Obenheimer Karlsruhe ,
Joh . Heißler , Manrheim Waldhof,
Franz Herrwerth , Mannheim - Käfertal ,
Myls -Werke m b . H ., Weil,
Ad. Huber, Sichern .

Württemberg :
Baß u Keller, Langenargen ,
Karl Raisig , Heilbronn a . N.

Es wird dringend ersucht, die anfallenden Hefen mög¬
lichst ausschließlich an diese Brennereien zu verkaufen .

D >e Feststellung der Preise für die frischen Hefen bleibt
den Vereinbarungen zwischen den Brennereien und den Hefe-
verkäusern überlassen. In Kürze dürsten jedoch die Hefen
unter Festsetzungbestimmter Höchstpreise beschlagnahmt werden .

Der Beauftragte der Weintresteisammlung , Herr Wein¬
baulehrer Dümler in Durlach , wird in allen ossenstehenden
Fragen Auskunft erteilen und übernimmt auf Wunsch gern
die Vermittlung der Hefeverkäufe an die Brennereien .

Dur loch , den 22 . Januar 1918 .
_ Großberzogliches Bezirksamt ._

Dnrlach . Güterrechtsregistereint » ag .
Dramh Fried . ich . Schuhmacher in Durlach , und
Friederike geborene Huber. Vertrag vom 11 . De¬
zember 1917 . Errungenschaftsgemeinschaft . Amts¬
gerichts _

Dnrlach . GüterrechtSregiftereintrag :
Maier Wilhelm, Gastwirt zum grünen Hof in Dur¬
lach , und Augutze Lina Munderich.

'Vertrag vom
21 . Januar 1918 . Gütertrennung. Amtsgericht .
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